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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 29. Juli 1992 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Polen 

über Erleichterungen der Grenzabfertigung 


A. Zielsetzung 

Das Abkommen vom 29. Juli 1992 soll den Übergang über die 
deutsch-polnische Grenze, die gleichzeitig EWG-Außengrenze ist, 
erleichtern und beschleunigen und damit die nachbarlichen Beziehun- 
gen weiter verstärken. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 29. Juli 1992 enthält die hierfür notwendigen 
Regelungen. Insbesondere ermöglicht es, daß die Grenzabfertigung 
der einen Vertragspartei auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei vorgenommen werden kann - eine wesentliche Voraussetzung 
für die Errichtung zusammenliegender Grenzdienststellen auf dem 
Territorium einer der beiden Vertragsparteien. 

Das neue Abkommen ist nach Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes 
zustimmungsbedürftig. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das 
Abkommen die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der Ge- 
setzgebungskörperschaften erhalten. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch die Ausführung des Gesetzes selbst enstehen keine Kosten. 
Soweit aufgrund des Abkommens mit der Republik Polen Vereinba- 
rungen über den Aus- oder Neubau von Gemeinschaftszollanlagen an 
der deutsch-polnischen Grenze abgeschlossen werden, sind die dafür 
entstehenden Kosten z. Zt. noch nicht abzuschätzen; sie werden sich 
jedoch in zweistelliger Millionenhöhe bewegen. 




Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (43) - 52 105 - Gr 14/93 Bonn, den 25. Juni 1993 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 29. Juli 1 992 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Polen über Erleichterungen der Grenz- 
abfertigung mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 658. Sitzung am 18. Juni 1993 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 29. Juli 1992 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über Erleichterungen der Grenzabfertigung 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Warschau am 29. Juli 1992 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über Erleichterungen der 
Grenzabfertigung wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffent- 
licht. 


Artikel 2 

Die Bundesministerien des Innern und der Finanzen werden jeweils für ihren 
Geschäftsbereich ermächtigt, ohne Zustimmung des Bundesrates die Rechtsver- 
ordnungen zu erlassen, die zur Durchführung der Vereinbarungen nach Artikel 2 
Abs. 3 des Abkommens über 

a) die Errichtung zusammenliegender und vorgeschobener Grenzdienststellen 
einschließlich ihres Amtsbereichs, 

b) die Strecken, auf denen die Bediensteten beider Vertragsparteien in den 
Verkehrsmitteln während der Fahrt die Grenzabfertigung vornehmen, 

erforderlich sind. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 26 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil die in Artikel 14 des Abkommens vorgesehene Befreiung von 
Ein- und Ausfuhrabgaben auch Steuern einschließt, deren Aufkommen ganz oder 
zum Teil den Ländern oder den Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Vereinbarungen nach Artikel 2 Abs. 3 des Abkommens sollen, soweit erforderlich, 
durch Erlaß von Rechtsverordnungen innerstaatlich durchgeführt werden. Aus 
sachlichen Gründen ist geboten, die Rechtsverordnungen ohne Zustimmung des 
Bundesrates zu erlassen. Es wird sich entsprechend den Bedürfnissen des 
grenzüberschreitenden Verkehrs häufig die Notwendigkeit ergeben, die Verein- 
barungen kurzfristig zu ändern (z. B. bei Fahrplanänderungen oder Baumaßnah- 
men innerhalb der Grenzabfertigungsanlagen). Die Umsetzung der Vereinbarun- 
gen im innerstaatlichen Bereich wäre in der kurzen zur Verfügung stehenden Zeit 
kaum möglich, wenn die Zustimmung des Bundesrates erforderlich wäre. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 26 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Durch die Ausführung des Gesetzes selbst werden Bund, Länder und Gemeinden 
nicht mit Kosten belastet. 

Soweit durch die Vereinbarungen, die aufgrund des Abkommens abgeschlossen 
werden, Kosten entstehen, ist darüber im Zusammenhang mit den Vereinbarun- 
gen zu gegebener Zeit zu befinden. So sind alle an der deutsch-polnischen 
Grenze bereits bestehenden Gemeinschaftszollanlagen dem sprunghaft ange- 
stiegenen Verkehrsaufkommen nicht mehr gewachsen und müssen erneuert oder 
neu errichtet werden. Die Höhe der Kosten für den Aus- oder Neubau von 
Gemeinschaffszollanlagen einschließlich der zugehörigen Infrastrukturen (Stra- 
ßen- und Autobahnanbindungen, Brücken, Abfertigungsgebäude) läßt sich der- 
zeit nicht beziffern. Es wird angestrebt, mit der Republik Polen eine Vereinbarung 
zu treffen, wonach jeder Staat die Gemeinschaftszollanlagen auf seinem Gebiet 
finanziert und der Nachbarstaat für deren Mitbenutzung Miete zahlt. 

Etwaige Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbe- 
sondere das Verbraucherpreisniveau, sind erst dann abzuschätzen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über Erleichterungen der Grenzabfertigung 

Umowa 

miqdzy Republik^ Federaln^ Niemiec 
a Rzecz^pospolit^ Polsk^ 
o utatwieniach w odprawie granicznej 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Polen - 

geleitet von dem Wunsch, die nachbarlichen Beziehungen wei- 
ter zu verstärken, 

in dem Bestreben, die Zusammenarbeit bei der Grenzabferti- 
gung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr zwischen den 
beiden Staaten zu verbessern, 

in Anbetracht des Vertrags vom 14. November 1990 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die 
Bestätigung der zwischen ihnen bestehenden Grenze und des 
Vertrags vom 17. Juni 1991 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Polen über gute Nachbarschaft 
und freundschaftliche Zusammenarbeit - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bezeichnen die nachstehen- 
den Begriffe 

a) „Grenzabfertigung“ die Durchführung aller Vorschriften der 
Vertragsparteien, die aus Anlaß des Grenzübertritts von Per- 
sonen und der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren, ein- 
schließlich der Transportmittel, oder von Werten, die den 
Devisenbestimmungen unterliegen, anzuwenden sind; 

b) „Gebietsstaat“ den Staat, auf dessen Hoheitsgebiet die andere 
Vertragspartei vorgeschobene Grenzdienststellen errichtet 
oder sonst die Grenzabfertigung von ihren Bediensteten vor- 
nehmen läßt; 

c) „Nachbarstaat“ die andere Vertragspartei; 

d) „Bedienstete“ die Personen, die zu den für die Grenzabferti- 
gung zuständigen Behörden gehören und ihren Dienst bei den 
vorgeschobenen Grenzdienststellen oder in Verkehrsmitteln 
während der Fahrt ausüben, sowie die mit der Dienstaufsicht 
beauftragten Personen. 

e) „Zone“ den Bereich des Gebietsstaats, in dem die Bedienste- 
ten des Nachbarstaats berechtigt sind, die Grenzabfertigung 
vorzunehmen. 

(2) Die Zonen, in denen die Bediensteten des Nachbarstaats 
ihre Tätigkeit im Gebietsstaat ausüben dürfen, werden durch 
entsprechende Vereinbarungen der beiderseits zuständigen Be- 
hörden festgelegt. 


Republika Federalna Niemiec 
i 

Rzeczpospolita Polska 

- kieruj^c s\e t pragnieniem dalszego umacniania sqsiedzkich 
stosunköw, 

- d^z^c do usprawienia wspötpracy w dziedzinie utatwiania 
odprawy granicznej w ruchu kolejowym, drogowym i zegludze 
miqdzy obydwoma Paristwami, 

- uwzgle e dniaj^c postanowienia Traktatu z dnia 14 listopada 
1 990 roku miqdzy Republik^ Federaln^ Niemiec a Rzecz^pospoli- 
t^ Polsk^ o potwierdzeniu istniejqcej miqdzy nimi granicy i Trak- 
tatu z dnia 17 czerwca 1991 roku miqdzy Republik^ Federaln^ 
Niemiec a Rzeczspospolitc* Polskc* o dobrym sqsiedztwie i przy- 
jaznej wspötpracy, 

uzgodnity, co nastqpuje: 

Artykut 1 

1. W rozumieniu niniejszej Umowy nastqpuj^ce okreSlenia 
oznaczaj^: 

a/ “Odprawa graniczna” - wykonywanie wszystkich przepisöw 
Umawiajqcych sie Stron, ktöre majq zastosowanie przy prze- 
kraczaniu granicy przez osoby oraz w przywozie, wywozie i 
przewozie towaröw tqcznie ze srodkami transportu lub war- 
toäci podlegaj^cych przepisom dewizowym, 

b/ “Paristwo zwierzchnie” - paristwo, na ktörego terytorium 
druga Umwiajqca siq Strona tworzy wysuniqte stuzbowe pla- 
cöwki graniczne lub poleca swoim funkcjonariuszom dokony- 
wanie odprawy granicznej, 

d “Paristwo s^siednie” - druga Umawiaj^ca si§ Strona, 

d/ “Funkcjonariusze” - osoby, ktöre nalez^ do wtaäciwych dla 
dokonywania odpraw granicznych urzqdöw i wykonuj^ czyn- 
nosci stuzbowe w wysuniqtych stuzbowych placöwkach gra- 
nicznych lub Srodkach komunikacji podczas jazdy, a takze te 
osoby, ktöre s^ upowaznione do wykonywania nadzoru stuz- 
bowego, 

e/ “Strefa” obszar Paristwa zwierzchniego, w ktörym funkcjonar- 
iusze Paristwa sqsiedniego s^ uprawnieni do dokonywania 
odprawy granicznej. 

2. Strefy, w ktörych funkcjonariusze Paristwa s^siedniego mogq 
wykonywac swoje czynnosd na terytorium Paristwa zwierzch- 
niego ustala si^ w drodze odpowiednich porozumieri mie e dzy 
wtasciwymi organami obydwu Stron. 
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Artikel 2 

(1) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen Maßnahmen, 
um die Grenzabfertigung im Eisenbahn*, Straßen- und Schiffsver- 
kehr zwischen den beiden Staaten sowie im Durchgangsverkehr 
zu erleichtern und zu beschleunigen. 

(2) Die Vertragsparteien gestatten, daß Grenzdienststellen der 
einen Vertragspartei oder Bedienstete dieser Stellen nach Maß- 
gabe des Absatzes 3 die Grenzabfertigung auf dem Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei vornehmen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien bestimmen 
durch entsprechende Vereinbarungen, in welchen Fällen und in 
welchem Umfang die Grenzabfertigung der einen Vertragspartei 
auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei vorgenommen 
wird. Sie können die Grenzabfertigung während der Fahrt im Zug 
und auf Schiffen auf bestimmten Strecken sowie die Errichtung 
vorgeschobener Grenzdienststelien der einen Vertragspartei auf 
dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei vereinbaren. 

(4) Die Vertragsparteien behalten sich vor, bei besonderen 
Lagen kurzfristig und vorübergehend die Kontrolle vom Gebiets- 
staat auf das eigene Hoheitsgebiet zurückzuverlagem. Der Ge- 
bietsstaat sollte über eine solche Verlagerung vorher benachrich- 
tigt werden. 

Artikel 3 

(1) Auf die Grenzabfertigung durch Bedienstete des Nachbar- 
staats im Gebietsstaat finden die Vorschriften des Nachbarstaats 
nach Maßgabe dieses Abkommens Anwendung. Im übrigen gilt 
das Recht des Gebietsstaats. 

(2) Die Bediensteten des Nachbarstaats dürfen, soweit dieses 
Abkommen nicht etwas anderes bestimmt, alle Vorschriften ihres 
Staates über die Grenzabfertigung, einschließlich der Regelungen 
über entsprechende Befugnisse, im Gebietsstaat in gleicher Wei- 
se, in gleichem Umfang und mit gleichen Folgen wie im eigenen 
Staat anwenden. 

(3) Die innerhalb der gemäß Artikel 1 Absatz 2 bestimmten 
Zone von den Bediensteten des Nachbarstaats durchgeführten 
Amtshandlungen gelten als in der Gemeinde des Nachbarstaats 
durchgeführt, in deren Hoheitsgebiet sich der Grenzübergang 
befindet. 

(4) Wird in der Zone gegen die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Vorschriften des Nachbarstaats verstoßen, so gelten 
diese Zuwiderhandlungen als in der im Absatz 3 genannten Ge- 
meinde begangen. 


Artikel 4 

(1 ) Die Grenzabfertigung des Ausgangsstaats ist vor der Grenz- 
abfertigung des Eingangsstaats durchzuführen, sofern nicht Ab- 
satz 4 Anwendung findet. 

(2) Nach Beginn der Grenzabfertigung des Ausgangsstaats 
dürfen die Bediensteten des Eingangsstaats mit der Grenzabferti- 
gung der von den Bediensteten des Ausgangsstaats bereits abge- 
fertigten Personen und Waren, einschließlich der Transportmittel, 
und der Werte, die den Devisenbestimmungen unterliegen, be- 
ginnen; dies gilt auch, wenn der Ausgangsstaat auf die Grenzab- 
fertigung verzichtet hat. Der Ausgangsstaat kann in Ausnahmefäl- 
len seine Zustimmung zum Beginn der Grenzabfertigung durch 
die Bediensteten des Eingangsstaats verweigern, bis die Aus- 
gangsabfertigung beendet ist. 

(3) Nach Beginn der Grenzabfertigung des Eingangsstaats 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 dürfen die Bedienste- 
ten des Ausgangsstaats die Grenzabfertigungshandlungen nicht 
mehr nachholen oder wiederaufnehmen, es sei denn, daß die 
beteiligte Person es verlangt und die Bediensteten des Eingangs- 
staats damit einverstanden sind. 

(4) Die Bediensteten der Vertragsparteien dürfen im gegenseiti- 
gen Einvernehmen von der in Absatz 1 vorgesehenen Reihenfol- 
ge abweichen, wenn es im Interesse einer Beschleunigung der 


Artykut 2 

1 . Umwiajqce siq Strony podejmujej wszelkie niezbqdne ärodki 
w celu utatwienia i przyspieszenia odprawy granicznej w ruchu 
kolejowym, drogowym i zegludze miqdzy obydwoma Panstwami, 
jak röwniez w tranzycie. 

2. Umawiajqce siq Strony zezwalajq, aby stuzbowe placöwki 
graniczne jednej Umawiajejcej siq Strony lub funkcjonariusze tych 
placöwek zgodnie z ustqpem 3 dokonywali odprawy granicznej na 
terytorium drugiej Umawiajqcej sie, Strony. 

3. Wtaäciwe organy Umawiajqcych siq Stron okreälq w drodze 
odpowiednich porozumien, w jakich przypadkach i w jakim zakre- 
sie bqdzie dokonywana odprawa graniczna jednej Umawiajejcej 
siq Strony na terytorium drugiej Umawiajejcej sie Strony. Mogq 
uzgodniö dokonywanie odpraw granicznych podczas ruchu pociej- 
göw na okreälonych odcinkach, jak röwniez utworzenie wysuniq- 
tych stuzbowych placöwek granicznych jednej Umawiajqcej siq 
Strony na terytorium drugiej Umawiajqcej sie Strony. 

4. Umawiajejce siq Strony zastrzegajej sobie w szczegöinych 
okolicznoäciach, na krötki okres i przejäciowo przesuniqeie kon- 
troli z powrotem z Pahstwa zwierzchniego na wlasne terytorium. 
Panstwo zwierzchnie powinno byö wczeäniej powiadomione o 
takim przesuniqciu. 

Artykut 3 

f . Do odprawy granicznej dokonywanej przez funkcjonariuszy 
Pahstwa sqsiedniego w Pahstwie zwierzchnim stosuje siq prze- 
pisy Pahstwa sejsiedniego, zgodnie z postanowieniami niniejszej 
Umowy. Poza tym obowiejzuje prawo Pahstwa zwierzchniego. 

2. Funkcjonariuszom Pahstwa sejsiedniego wolno, o ile 
niniejsza Umowa nie stanowi inaczej, stosowaö w Pahstwie 
zwierzchnim wszystkie przepisy swojego Pahstwa dotyczqce 
odprawy granicznej tqcznie z uregulowaniem odpowiednich 
uprawnieh w taki sam sposöb oraz w takim samym zakresie i z 
takimi samymi skutkami jak we wtasnym Pahstwie. 

3. Dokonane przez funkcjonariuszy Pahstwa sejsiedniego czyn- 
noäci urzqdowe w obrqbie strefy, okreälonej w artykule t ustqp 2, 
uwaza siq za dokonane w gminie Pahstwa sejsiedniego, na teryto- 
rium ktörego znajduje siq przejöcie graniczne. 

4. W przypadku naruszenia w obrebie strefy przepisöw 
Pahstwa sqsiedniego okreälonych w artykule 1 ustqp 1 litera “a'\ 
uwaza siq to naruszenie za dokonane w gminie okreälonej w 
ustepie 3. 


Artykut 4 

1. Odprawq granicznej Pahstwa wyjazdu przeprowadza siq 
przed odprawej granicznej Pahstwa przyjazdu, z zastrzezeniem 
ustqpu 4. 

2. Po rozpoczqciu odprawy granicznej Pahstwa wyjazdu, wolno 
funkcjonariuszom Pahstwa przyjazdu zaczqö odprawq granicznej 
osöb, towaröw tejcznie ze ärodkami transportu oraz wartoöci pod- 
legajejcych przepisom dewizowym, odprawionych juz przez funk- 
cjonariuszy Pahstwa wyjazdu; obowiqzuje to röwniez, gdy 
Panstwo wyjazdu zrezygnowato z odprawy granicznej. Pahstwo 
wyjazdu moze w wyjqtkowych przypadkach odmöwiö wydania 
zgody na rozpoczqcie odprawy granicznej przez funkcjonariuszy 
Pahstwa przyjazdu, dopöki odprawa graniczna Pahstwa wyjazdu 
nie zostata zakonczona. 

3. Po rozpoczqciu odprawy granicznej Pahstwa przyjazdu, przy 
zachowaniu warunköw ustqpu 2, funkcjonariuszom Pahstwa 
wyjazdu nie woino powracaö do dokonanych czynnoäci odprawy 
granicznej ani podejmowaö ich na nowo, chyba ze zaintereso- 
wana osoba domaga siq tego a funkqonariusze Pahstwa przy- 
jazdu zgodzq siq na to. 

4. Funkcjonariuszom Umawiajcjcych siq Stron woino odstqpiö 
za obopölnq zgodq od kolejnoöci przewidzianej w ustqpie 1 , jezeli 
stuzy to przyäpieszeniu odprawy granicznej. W tych wyjejtkowych 
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Grenzabfertigung geboten ist. In diesen Ausnahmefällen dürfen 
die Bediensteten des Eingangsstaats Festnahmen oder Beschlag- 
nahmen von Waren erst nach Beendigung der Grenzabfertigung 
durch die Bediensteten des Ausgangsstaats vornehmen. Sie füh- 
ren, wenn sie eine solche Maßnahme treffen wollen, diese Perso- 
nen und Waren, einschließlich der Transportmittel, und die Werte, 
die den Devisenbestimmungen unterliegen, den Bediensteten des 
Ausgangsstaats zu, wenn die Grenzabfertigung des Ausgangs- 
staats hinsichtlich dieser Personen und Waren noch nicht beendet 
ist. Wollen die Bediensteten des Ausgangsstaats ihrerseits Fest- 
nahmen oder Beschlagnahmen vornehmen, so gebührt ihnen 
unbeschadet des Artikels 5 der Vorrang. 

(5) Die von den Bediensteten des Nachbarstaats im Gebiets- 
staat bei der Grenzabfertigung eingenommenen oder dorthin amt- 
lich mitgeführten Geldbeträge und die von ihnen beschlagnahm- 
ten oder eingezogenen Waren, einschließlich der Transportmittel, 
und die Werte, die den Devisenbestimmungen unterliegen, dürfen 
in den Nachbarstaat verbracht werden. 

Artikel 5 

(1) Zu den in Artikel 3 Absatz 2 erwähnten Befugnissen gehört 
auch das Recht der Festnahme, Ingewahrsamnahme und Zu- 
rückweisung. Die Bediensteten des Nachbarstaats sind jedoch 
nicht befugt, Angehörige des Gebietsstaats auf dessen Hoheits- 
gebiet festzunehmen, in Gewahrsam zu nehmen, in Haft zu halten 
oder in den Nachbarstaat zu verbringen. Sie dürfen aber diese 
Personen der eigenen vorgeschobenen Grenzdienststelle oder, 
wenn eine solche nicht besteht, der Grenzdienststelle des Ge- 
bietsstaats zur schriftlichen Aufnahme des Sachverhalts zwangs- 
weise vorführen. 

(2) Bei Maßnahmen nach Absatz 1 ist unverzüglich ein Bedien- 
steter des Gebietsstaats hinzuzuziehen. 

(3) Das Asylrecht des Gebietsstaats bleibt unberührt. 


Artikel 6 

(1) Auf den für den Personen- und Warenverkehr bestimmten 
Wegen, die von der Grenze zu den in den Gebietsstaat vorge- 
schobenen Gienzdienststellen des Nachbarstaats führen, gelten 
die Vorschriften über die Grenzabfertigung beider Staaten mit der 
Maßgabe, daß die Bestimmungen des Ausgangsstaats vor denen 
des Eingangsstaats anzuwenden sind. 

(2) Die Einhaltung der Vorschriften beider Staaten ist durch die 
zuständigen Grenzdienststellen des Gebietsstaats zu überwa- 
chen. Im Falle einer Verletzung dieser Vorschriften sind, unbe- 
schadet der Bestimmungen des Artikels 5, festgenommene Per- 
sonen und sichergestellte Waren, einschließlich der Transport- 
mittel, und sonstige Werte, die den Devisenbestimmungen unter- 
liegen, zunächst den Grenzdienststellen des Ausgangsstaats zur 
Durchführung der Grenzabfertigung zu übergeben. 


przypadkach funkcjonariuszom Paristwa przyjazdu wolno doko- 
naö zatrzymania lub zaj^cia towaröw dopiero po zakoriczeniu 
odprawy granicznej przez funkcjonariuszy Paristwa wyjazdu. Jesli 
chc^ oni zastosowaö taki srodek, doprowadzajq osoby i dostar- 
czaj^ towary l^cznie ze srodkami transportu oraz wartoäci podle- 
gaj^ce przepisom dewizowym funkcjonariuszom Paristwa 
wyjazdu w przypadku, gdy odprawa graniczna Paristwa wyjazdu 
takich osöb i towaröw nie jest jeszcze zakoriczona. W razie gdy 
funkcjonariusze Paristwa wyjazdu chce ze swej strony dokonaö 
zatrzymania lub zajqcia przystuguje im pierwszeristwo bez 
uszczerbku dla artykutu 5. 

5. Kwoty pieni^zne pobrane przy odprawie granicznej przez 
funkcjonariuszy Paristwa s^siedniego w Paristwie zwierzchnim 
lub urzqdowo tarn przez nich wwiezione oraz zajqte lub skonfis- 
kowane towary tqcznie ze srodkami transportu oraz wartosci 
podlegajqce przepisom dewizowym möge byö przekazywane do 
Paristwa sqsiedniego. 

Artykut 5 

1. Do okreälonych w artykule 3 ustqp 2 uprawnieri nalezy 
röwniez prawo do zatrzymania, prewencyjnego zatrzymania i 
odestania. Funkcjonariusze Paristwa s^siedniego nie s^jednakze 
uprawnieni do zatrzymywania obywateli Paristwa zwierzchniego 
na jego terytorium, prewencyjnego zatrzymania, przetrzymywania 
ich w areszcie oraz przekazywania do Paristwa s^siedniego. 
Wolno im natomiast doprowadzic te osoby do wtasnej wysuniqtej 
stuzbowej placöwki granicznej, albo jeäli taka nie istnieje, do 
placöwki granicznej Paristwa zwierzchniego w celu pisemnego 
sporz^dzenia protokotu o stanie sprawy. 

2. Przy stosowaniu Srodköw okreslonych w ustqpie 1 konieczne 
jest niezwtoczne przywotanie funkcjonariusza Paristwa zwierzch- 
niego. 

3. Prawo azylu Paristwa zwierzchniego pozostaje nienaru- 
szone. 

Artykut 6 

1 . Na dorgach wyznaczonych dla ruchu osobowego i towaro- 
wego, prowadz^cych od granicy paristwowej do znajdujqcych sie 
w Paristwie zwierzchnim wysuniqtych stuzbowych placöwek gra- 
nicznych Paristwa sesiedniego obowiezuje przepisy o odprawie 
granicznej obydwu Paristw, przy czym przepisy Paristwa wyjazdu 
stosuje sie przed przepisami Paristwa przyjazdu. 

2. Przestrzeganie przepisöw obydwu Paristw nadzoruje wtaö- 
ciwe placöwki graniczne Paristwa zwierzchniego. W przypadku 
naruszenia tych przepisöw, nie naruszajec postanowieri artykutu 
5, zatrzymane osoby i zabezpieczone towary, tqcznie ze Srodkami 
transportu oraz wartoSci podlegaj^ce przepisom dewizowym 
przekazuje sie najpierw placöwkom granicznym Paristwa 
wyjazdu, w celu przeprowadzenia odprawy granicznej. 


Artikel 7 

(1) Personen, denen der Grenzübertritt von den Bediensteten 
des Eingangsstaats nicht gestattet wird, darf die Rückkehr in den 
Ausgangsstaat nicht verwehrt werden; erforderlichenfalls sind sie 
von den Bediensteten des Ausgangsstaats zwangsweise zurück- 
zubefördem. 

(2) Die Regelung in Absatz 1 gilt entsprechend für Waren, 
einschließlich der Transportmittel, und Werte, die den Devisenbe- 
stimmungen unterliegen. 

Artikel 8 

(1) Die zuständigen Grenzdienststellen der Vertragsparteien 
arbeiten bei der Grenzabfertigung gemäß den Bestimmungen 
dieses Abkommens zusammen und unterstützen sich gegensei- 
tig. Sie übermitteln einander auch personenbezogene Daten, die 
für die Durchführung der Grenzabfertigung erforderlich sind. 


Artykut 7 

1. Osobom, ktörym funkcjonariusze Paristwa przyjazdu nie 
zezwole na przekroczenie granicy nie wolno zabroniö powrotu do 
Paristwa wyjazdu; w razie potrzeby möge one zostaö przymu- 
sowo odestane z powrotem przez funkcjonariuszy Paristwa przy- 
jazdu. 

2. Uregulowania zawarte w ustqpie 1 stosuje sie odpowiednio 
do towaröw tqcznie ze srodkami transportu oraz warto§ci podle- 
gajecych przepisom dewizowym. 

Artykut 8 

1. Wtasciwe stuzbowe placöwki graniczne Umawiaj^cych sie 
Stron wspötdziataje przy dokonywaniu odprawy granicznej i 
udzielaje sobie wzajemnej pomocy stosownie do uregulowari 
zawartych w niniejszej Umowie. Przekazuje sobie röwniez dane 
identyfikacyjno - osobowe, niezbedne dla dokonania odprawy 
granicznej. 
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(2) Umfang und Grundsätze der Zusammenarbeit und gegen- 
seitigen Unterstützung nach Absatz 1 können von den zuständi- 
gen Behörden der Vertragsparteien in Vereinbarungen festgelegt 
werden. 

(3) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten aufgrund 
dieses Abkommens erfolgt nach Maßgabe des nationalen Rechts. 
Diese Übermittlung unterliegt den in der Anlage zu diesem Ab- 
kommen aufgeführten Regelungen unter Beachtung der für jede 
Vertragspartei geltenden Rechtsvorschriften. 

Artikel 9 

Die Bediensteten des Nachbarstaats dürfen sich auf Grund 
eines mit Lichtbild versehenen Dienstausweises zu der Grenz- 
dienststelle im Gebietsstaat begeben, bei der sie ihre dienstliche 
Tätigkeit durchzuführen haben. 

Artikel 10 

Die Bediensteten des Nachbarstaats, die in Anwendung dieses 
Abkommens ihren Dienst im Gebietsstaat auszuüben haben, kön- 
nen bei Ausübung des Dienstes ihre Dienstkleidung und ihre 
Dienstwaffe tragen sowie Diensthunde mitführen. Von der Waffe 
dürfen sie im Gebietsstaat nur im Fall der Notwehr Gebrauch 
machen. 

Artikel 11 

Die strafrechtlichen Bestimmungen des Gebietsstaats zum 
Schutz seiner Bediensteten und der von ihnen vorgenommenen 
Amtshandlungen gelten auch für strafbare Handlungen gegen die 
Bediensteten des Nachbarstaats in Ausübung des Dienstes im 
Gebietsstaat oder in Beziehung auf diesen Dienst. 

Artikel 12 

(1) Die im Gebietsstaat tätigen Bediensteten des Nachbarstaats 
unterstehen mit den in diesem Abkommen vorgesehenen Ein- 
schränkungen und unbeschadet der Bestimmungen des interna- 
tionalen Privatrechts den Rechtsvorschriften des Gebietsstaats. 

(2) Von strafbaren Handlungen, die von den Bediensteten des 
Nachbarstaats im Gebietsstaat begangen werden, ist die Vorge- 
setzte Dienststelle der Bediensteten durch die entsprechende 
Dienststelle des Gebietsstaats unverzüglich zu benachrichtigen. 

Artikel 13 

(1 ) Amtshaftungsansprüche wegen Schäden, die Bedienstete 
des Nachbarstaats in Ausübung ihres Dienstes im Gebietsstaat 
verursachen, unterstehen dem Recht des Nachbarstaats und sind 
vor dessen Gerichten geltend zu machen. Die Angehörigen des 
Gebietsstaats sind hinsichtlich solcher Ansprüche den Angehöri- 
gen des Nachbarstaats gleichgestellt. 

(2) Wird ein Bediensteter des Nachbarstaats im Gebietsstaat 
während der Ausübung seines Dienstes getötet oder verletzt oder 
wird eine Sache, die sich in seinem Besitz befindet, bei der 
Ausübung seines Dienstes im Gebietsstaat vernichtet oder be- 
schädigt, so sind die Ansprüche auf Ersatz dieser Schäden nach 
dem Recht des Nachbarstaats zu beurteilen. 

(3) Zur Entscheidung über Schadenersatzansprüche nach Ab- 
satz 2 sind die Gerichte jener Vertragspartei zuständig, auf deren 
Hoheitsgebiet die schädigende Handlung begangen wurde oder in 
dem der Schädiger seinen ständigen Aufenthalt hat. Zuständig ist 
auch das Gericht, in dessen Bezirk der Kläger seinen ständigen 
Aufenthalt hat. 

Artikel 14 

(1) Alle zum dienstlichen Gebrauch bestimmten Gegenstände, 
weiche die im Gebietsstaat tätigen Bediensteten des Nachbar- 
staats ein- oder ausführen, bleiben frei von Zöllen und sonstigen 
Abgaben. 


2. Zakres i zasady wspötdziatania i udzielania sobie pomocy 
stosownie do ustqpu 1 mogäbyö okreölone w drodze porozumie- 
nia migdzy wtasdwymi organami Umawiajäcych si^ Stron. 

3. Przekazywanie danych identyfikacyjno - osobowych stosow- 
nie do niniejszej Umowy odbywa siq zgodnie z przepisami wew- 
nqtrznymi; przekazanie to podiega ureguiowaniom zawartym w 
zaläczniku z uwzglqdnieniem przepisöw prawnych obowi^zuj^- 
cych kazdq ze Stron. 

Artykut 9 

Funkcjonariusze Paristwa säsiedntego mog^, na podstawie 
legitymacji shizbowej zaopatrzonej w zdjqcie, udawac sip do 
shizbowej placöwki w Paristwie zwierzchnim, w ktörej wykonujq 
swoje czynnosci stuzbowe. 

Artykut 10 

Funkcjonariusze Paristwa säsiedniego, ktörzy stosownie do 
niniejszej Umowy petniä stuzby w Paristwie zwierzchnim, mog^ 
przy petnieniu stuzby nosiö ubranie stuzbowe i brori stuzbowe jak 
röwniez prowadzid psy stuzbowe. Uzycie przez nich broni w 
Paristwie zwierzchnim moze nast^piö jedynie w przypadku obrony 
koniecznej. 

Artykut 11 

Przepisy käme Paristwa zwierzchniego chroni^ce jego funkcjo- 
nariuszy i wykonywane przez nich czynnodci stuzbowe stosuje s\q 
röwiez w stosunku do czynöw karalnych skierowanych przeciwko 
funkcjonariuszom Paristwa s^siedniego podczas petnienia przez 
nich stuzby w Paristwie zwierzchnim lub w zwi^zku z tä stuzby. 

Artykut 12 

1 . Parcuj^cy w Paristwie zwierzchnim funkcjonariusze Paristwa 
s^siedniego podlegajä przepisom prawnym Paristwa zwierzch- 
niego, z uwzglqdnieniem przewidzianych w niniejszej Umowie 
organiczeri i bez naruszenia przepisöw miqdzynarodowego prawa 
prywatnego. 

2. W razie popetnienia czynöw karalnych w Paristwie zwierzch- 
nim przez funkcjonariuszy Paristwa s^siedniego, wtadciwa pla- 
cöwka stuzbowa Paristwa zwierzchniego powiadamia niezwtocz- 
nie placöwke e sprawuj^ce^ nadzör stuzbowy nad tym funkcjona- 
riuszem. 

Artykut 13 

1 . Dochodzenie roszczeri z tytutu odpowiedzialnosci shizbowej 
za szkody wyrz^dzone przez funkcjonariuszy Paristwa s^sied- 
niego podczas petnienia stuzby w Paristwie zwierzchnim, podiega 
przepisom prawnym Paristwa s^siedniego i odbywa si^ przed 
jego Sc^dami. Obywatele Paristwa zwierzchniego s^ traktowani w 
zakresie tych roszczeri na röwni z obywatelami Paristwa s^sied- 
niego. 

2. W razie zaböjstwa lub uszkodzenia ciata funkcjonariusza 
Paristwa ss^siedniego jak röwniez zniszczenia b^dz uszkodzenia 
rzeczy bädejoych w jego posiadaniu - w czasie petnienia przez 
niego stuzby w Paristwie zwierzchnim - roszczenia o odszkodo- 
wanie za wyrz^dzone szkody podlegajä przepisom prawnym 
Paristwa s^siedniego. 

3. Do wyrokowania w sprawach o odszkodowania z tytutu 
roszczeri za wyrz^dzone szkody okredlone w ustgpie 2 wtadciwe 
sä s^dy tej z Umawiajäcych siq Stron, na terytorium ktörej miato 
miejsce dziatanie, z ktörego szkoda wynikta lub gdzie sprawca ma 
miejsce statego pobytu. Wtaöciwym jest takze s^d, w okrqgu 
ktörego powöd ma miejsce statego pobytu. 

Artykut 14 

1 . Wszystkie przedmioty przeznaczone do uzytku stuzbowego, 
ktöre pracuj^cy w Paristwie zwierzchnim funkcjonariusze 
Paristwa s^siedniego wwozä lub wywozä, wolne od cet i innch 
optat. 
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( 2 ) Frei von Zöllen und sonstigen Abgaben bleiben auch die 
Gegenstände des persönlichen Bedarfs einschließlich der Le- 
bensmittel, welche die Bediensteten auf dem Wege zum oder vom 
Dienst mit sich führen und während ihres dienstlichen Aufenthalts 
im Gebietsstaat benötigen. 

(3) Dienstfahrzeuge und eigene Fahrzeuge, mit denen Bedien- 
stete des Nachbarstaats zur Ausübung ihres Dienstes in den 
Gebietsstaat fahren und in den Nachbarstaat zurückkehren, blei- 
ben unter entsprechenden Kontrolimaßnahmen frei von Zöllen 
und sonstigen Abgaben. Die Leistung einer Sicherheit entfällt. 

(4) Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und Ausfuhrbeschrän- 
kungen finden auf die in den Absätzen 1 bis 3 angeführten Gegen- 
stände und Fahrzeuge keine Anwendung. 

Artikel 15 

( 1 ) Die Bediensteten des Nachbarstaats, die auf Grund dieses 
Abkommens regelmäßig im Gebietsstaat beschäftigt werden, sind 
den entsprechenden Dienststellen des Gebietsstaats schriftlich 
unter Angabe des Geburtsdatums und des Dienstgrads zu be- 
nennen. 

(2) Jede Vertragspartei wird ihre Bediensteten auf begründetes 
Verlangen der anderen Vertragspartei von der Verwendung in 
deren Hoheitsgebiet ausschließen oder abberufen. 

Artikel 16 

(1) Die Vertragsparteien erteilen ihren vorgeschobenen Grenz- 
dienststeilen alle notwendigen Befugnisse zur Grenzabfertigung, 
die sich aus den Bedürfnissen des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs ergeben. 

(2) Die Abfertigungsbefugnisse und die Öffnungszeiten der 
beiderseitigen Grenzdienststellen sind möglichst übereinstim- 
mend festzusetzen. 

Artikel 17 

Die Diensträume der vorgeschobenen Grenzdienststellen sind 
durch Amtsschilder und Hoheitszeichen des Nachbarstaats kennt- 
lich zu machen. Die Aufschriften an den Diensträumen des Nach- 
barstaats sind in deutscher und polnischer Sprache anzubrin- 
gen. 

Artikel 18 

( 1 ) Die vorgeschobenen Grenzdienststellen haben innerhalb 
der ihnen zum Alleingebrauch zugewiesenen Räumlichkeiten das 
Recht, die Ordnung aufrechtzuerhalten und Personen, die gegen 
die Ordnung verstoßen, zu entfernen. Dabei leisten die zuständi- 
gen Dienststellen und Bediensteten des Gebietsstaats auf Ersu- 
chen Beistand. 

(2) Dienstliches Schriftgut des Nachbarstaats unterliegt nicht 
der Kontrolle des Gebietsstaats. 

Artikel 19 

Die zum dienstlichen Gebrauch der vorgeschobenen Grenz- 
dienststellen bestimmten Gegenstände bleiben im Ein- und Aus- 
gang frei von Zöllen und sonstigen Abgaben. Ein- und Ausfuhrver- 
bote sowie Ein- und Ausfuhrbeschränkungen finden auf diese 
Gegenstände keine Anwendung. 

Artikel 20 

( 1 ) Dienstbriefe und Dienstpakete sowie dienstliche Geld- und 
Wertsendungen, die für vorgeschobene Grenzdienststellen be- 
stimmt sind oder von diesen in den Nachbarstaat gesandt werden, 
dürfen durch Bedienstete des Nachbarstaats ohne Vermittlung 
der Postverwaltung und frei von Postgebühren befördert wer- 
den. 

( 2 ) Diese Sendungen unterliegen der Zoll- und Devisenkontrolle 
nur bei Verdacht einer strafbaren Handlung. Bei dieser Kontrolle 
ist ein Bediensteter des Nachbarstaats hinzuzuziehen. 


2 . Zwolnione od da i innych oplat s$ takze przedmioty osobis- 
tego uzytku wraz z produktami spozywczymi, ktöre funkcjona- 
riusze zabieraj^ ze sob^ w drogq na stuzbq i ze stuzby i potrzebne 
im podczas ich stuzbowego pobytu w Paristwie zwierzchnim. 

3. Pojazdy stuzbowe i pojazdy wtasne, ktörymi funkcjonariusze 
Paristwa s^siedniego wjezdzaj 3 do Paristwa zwierzchniego w 
celu petnienia stuzby i wracaj^ do Paristwa s^siedniego zwolnione 
s^, przy zachowaniu odpowiednich srodköw kontrolnych od cet i 
innych optat. Nie skiada siq zabezpieczenia. 

4. Zakazöw i ograniczeri w przywozie i wywozie nie stosuje siq 
wobec przedmiotöw i pojazdöw wymienionych w ust^pach 1-3. 


Artykut 15 

1 . Odpowiedniej placöwce Paristwa zwierzchniego przekazuje 
si^ pisemny wykaz funkcjonariuszy Paristwa s^siedniego, ktörzy 
na podstawie niniejszej Umowy b$d^ regulamie pracowaö w 
Paristwie zwierzchnim, wraz z podaniem ich dat urodzenia i stopni 
stuzbowych. 

2 . Kazda Umawiaj^ca siq Strona usunie lub odwota swoich 
funkcjonariuszy z petnienia stuzby na obszarze drugiej Umawiaj^- 
cej s\q Strony, na jej uzasadnione z^danie. 

Artykut 16 

1 . Umawiaj^ce siq Strony udziel^ swoim wysuni^tym stuzbo- 
wym placöwkom granicznym wszystkich niezb^dnych uprawnieri 
do dokonywania odpraw granicznych, wynikaj^cych z potrzeb 
ruchu granicznego. 

2 . Uprawnienia do dokonywania odpraw granicznych i czas 
pracy dla stuzbowych placöwek granicznych obu Stron ustala si$ 
w miarq mozliwosci tak aby sobie odpowiadaty. 

Artykut 17 

Pomieszczenia stuzbowe wysuni^tych placöwek granicznych 
oznacza siq tablicami urzqdowymi i symbolami suwerennoäci 
Paristwa s^siedniego. Napisy na pomieszczeniach stuzbowych 
Paristwa s^siedniego nalezy umieszczac w j^zykach niemieckim i 
polskim. 

Artykut 18 

1 . Wysuni^te stuzbowe placöwki graniczne maj^ prawo do 
utrzymywania porz^dku w przydzielonych im do wyt^cznego 
uzytku pomieszczeniach i usuwania osöb, ktöre przeciwko temu 
porz^dkowi wykrocz^. Wtasciwe placöwki i funkcjonariusze 
Paristwa zwierzchniego, na wniosek, udziel^ im przy tym pomocy. 

2 . Dokumenty stuzbowe Paristwa s^siedniego nie podlegaj^ 
kontroli Paristwa zwierzchniego. 

Artykut 19 

Przedmioty stuz^ce do uzytku stuzbowego w wysuniqtych stuz- 
bowych placöwkach granicznych zwolnione s^ w przywozie i 
wywozie od cet i innych optat. Nie stosuje si^ w stosunku do tych 
przedmiotöw zakazöw i ograniczeri obowispuj^cych w przywozie i 
wywozie. 

Artykut 20 

1. Funkcjonariuszom Paristwa s^siedniego wolno przewoziö, 
bez poörednictwa administracji pocztowej i uiszczania optat pocz- 
towych stuzbow^ korespondecje c , paczki, pieni^dze i przesytki 
wartoäciowe przeznaczone dla wysuniqtych placöwek granicz- 
nych lub wystane przez nie do Paristwa s^siedniego. 

2. Przesytki te podlegaj^ kontroli celnej i dewizowej tylko w 
przypadkach podejrzenia popetnienia czynu karalnego. Do takiej 
kontroli nalezy wt^czyc funkcjonariusza Paristwa s^siedniego. 
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(3) Diese Sendungen sollen zur Vermeidung von Mißbräuchen 
mit dem Dienststempel der absendenden Dienststelle versehen 
sein. 

Artikel 21 

(1) Der Gebietsstaat bewilligt gebührenfrei die Errichtung und 
den Betrieb der ausschließlich für die Tätigkeiten der vorgescho- 
benen Grenzdienststellen und für die Grenzabfertigung in Ver- 
kehrsmitteln während der Fahrt erforderlichen Fernmeldeanlagen 
und elektronischen Datenverarbeitungsanlagen, sowie deren Ver- 
bindung mit den entsprechenden Anlagen des Nachbarstaats, 
vorbehaltlich der Erstattung etwaiger Kosten für Errichtung und 
Benutzung. Der Betrieb dieser Anlagen gilt als interner Verkehr 
des Nachbarstaats. 

(2) Die zuständigen Stellen der Vertragsparteien stimmen die 
gemäß Absatz 1 erforderlichen Maßnahmen miteinander ab. 


Artikel 22 

(1) Grenzspediteure/Zollagenturen des Nachbarstaats dürfen 
bei den vorgeschobenen Grenzdienststellen des Nachbarstaats 
im Gebietsstaat alle die Grenzabfertigung betreffenden Tätigkei- 
ten ausüben, die sie im Nachbarstaat auszuüben berechtigt sind. 
Die Ausübung dieser Tätigkeiten unterliegt den Rechtsvorschrif- 
ten des Nachbarstaats. Die Grenzspediteure/Zollagenturen des 
Nachbarstaats und ihr Personal sind von dem Erfordernis einer 
zusätzlichen Gewerbe- und Arbeitserlaubnis des Gebietsstaats 
befreit. 

(2) Die Tätigkeiten von Grenzspediteuren/Zollagenturen des 
Nachbarstaats bei Grenzdienststellen des Gebietsstaats unterlie- 
gen den gesetzlichen Regelungen des Gebietsstaats. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien können die 
organisatorisch-technischen Bedingungen für die Ausübung der 
Tätigkeiten durch die Grenzspediteure/Zollagenturen im Gebiets- 
staat unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse in den 
Vereinbarungen über die Durchführung der Grenzabfertigung 
einer Vertragspartei auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei regeln. 

(4) Die zuständigen Behörden des Gebietsstaats entscheiden in 
Abstimmung mit den zuständigen Behörden des Nachbarstaats, 
in welchen Fällen und in welchem Umfang diesen Grenzspediteu- 
ren/Zollagenturen Büroräume oder Grundstücke zur Errichtung 
von Bürogebäuden bei den einzelnen Dienststellen gegen Entgelt 
zur Verfügung gestellt werden. 

(5) Für den Grenzübertritt und den Aufenthalt der in den vor- 
stehenden Absätzen genannten Personen im Gebietsstaat gelten 
dessen allgemeine Bestimmungen, wobei die Angehörigen der 
Vertragsparteien von der Visumpflicht befreit sind. 


Artikel 23 

(1) Die zuständigen Behörden bestimmen im gegenseitigen 
Einvernehmen 

a) die für die Grenzdienststelien des Nachbarstaats benötigten 
Diensträume und Anlagen; 

b) die damit verbundenen anteiligen Baukosten oder die Miete 
sowie die Vergütungen für Beleuchtung, Heizung, Reinigung 
usw.; 

c) die Abteile und Einrichtungen, die den Bediensteten bereitzu- 
stellen sind, welche die Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln 
während der Fahrt durchführen. 

(2) Soweit die Eisenbahnverwaitung des Nachbarstaats für die 
Bediensteten der Grenzdienststellen Räume und Unterkünfte be- 
reitzustellen und sonstige Leistungen zu bewirken hat, ist die 
Eisenbahnverwaltung des Gebietsstaats verpflichtet, einem ent- 
sprechenden Ersuchen der Eisenbahnverwaltung des Nachbar- 
staats gegen Vergütung der Kosten nachzukommen. 


3. W celu unikniqcia naduzyc przesytki powinny byö zaopa- 
trzone w pieczqc stuzbowq wysytajqcej placöwki stuzbowej. 


Artykut 21 

1 . Paristwo zwierzchnie zezwoli na zatozenie i korzystanie bez 
oplat z urzqdzeri tqczonsciowych i urzqdzeri do elektronicznego 
przetwarzania danych potrzebnych wytqczanie do dziatalnosci 
wysuniqtych placöwek granicznych i do dokonywania odpraw 
granicznych w ärodkach komunikacji podczas jazdy, jak röwniez 
przytqczenie ich do odpowiednich urzqdzeri Paristwa sqsied- 
niego, z zastrzezeniem zwrotu ewentualnych kosztöw za zatoze- 
nie i eksploatacjq. Korzystanie z tych urzqdzeri traktuje siq jako 
wewnqtrznq komunikacjq Paristwa sqsiedniego. 

2. Wtasciwe organy Umawiajqcych siq Stron uzgodniq nie- 
zbqdne przedsiqwziqcia zwiqzane z ustqpem 1 . 


Artykut 22 

1. Agencje celne/spedytorzy graniczni Paristwa sqsiedniego 
mogq w wysuniqtej stuzbowej placöwce granicznej Paristwa sq- 
siedniego na terytorium Paristwa zwierzchniego wykonywaö 
wszelkie czynnoäci zwiqzane z odprawq granicznq, do wykony- 
wania ktörych sqoni uprawnieni w Paristwie sqsiednim. Wykony- 
wanie tych czynnoäd podlega przepisom prawnym Paristwa sq- 
siedniego. Agencje celne/spedytorzy graniczni Paristwa sqsied- 
niego oraz ich personel sq zwolnieni od wymogu posiadania 
dodatkowego zezwolenia Paristwa zwierzchniego na prowadze- 
nie dziatalnosci gospodarczej oraz zezwolenia na pracq. 

2. CzynnoSci agencji celnych/spedytoröw granicznych Paristwa 
sqsiedniego przy stuzbowych placöwkach Paristwa zwierzch- 
niego podlegajq przepisom prawnym Paristwa zwierzchniego. 

3. WtaSciwe organy Umawiajqcych siq Stron mogq ustalaö - w 
drodze porozumieri dotyczqcyeh wykonywania odprawy granicz- 
nej jednej Umawiajqcej siq Strony na terytorium drugiej Umawia- 
jqcej siq Strony - warunki organizacyjno - techniczne wykonywa- 
nia czynnoäci przez agencje celne/spedytoröw granicznych w 
Paristwie zwierzchnim z uwzglqdnieniem miejscowych warunköw. 

4. WtaSciwe organy Paristwa zwierzchniego decydujq w poro- 
zumieniu z wtaSciwymi organami Paristwa sqsiedniego w jakich 
przypadkach i w jakim zakresie agencjom celnym/spedytorom 
granicznym udostqpnia siq, za optatq, pomieszczenia biurowe lub 
place w celu budowy budynköw biurowych przy poszczegölnych 
granicznych placöwkach stuzbowych. 

5. Przekraczanie granicy przez osoby wymienione w powyz- 
szych ustqpach i ich pobyt w Paristwie zwierzchnim regulowane 
sq przez ogölne postanowienia tego Paristwa z tym, ze obywatele 
Umawiajqcych siq Stron zwolnieni sq z obowiqzku wizowego. 


Artykut 23 

1. WtaSciwe organy ustalq w drodze porozumienia: 

a/ niezbqdne pomieszczenia stuzbowe i urzqdzenia dla granicz- 
nych placöwek stuzbowych Paristwa sqsiedniego, 

b / zwiqzany z tym udziat w kosztach budowy albo czynsz, a 
takze optaty za oSwietlenie, ogrzewanie, sprzqtanie itp., 

cf przedziaty i urzqdzenia udostqpniane funkcjonariuszom doko- 
nujqcym odprawy granicznej podczas jazdy srodka komuni- 
kacji. 

2. Jezeli administracja kolejowa Paristwa sqsiedniego zapew- 
nia pomieszczenia stuzbowe dla granicznych placöwek stuzbo- 
wych, zakwaterowanie dla funkcjonariuszy oraz inne swiadczenia, 
administracja kolejowa Paristwa zwierzchniego zobowiqzana jest 
do spetnienia, za zwrotem kosztöw, odpowiednich pröäb admini- 
stracji kolejowej Paristwa sqsiedniego. 
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(3) Die Eisenbahnen und die Schiffahrtsuntemehmen haben die 
Bediensteten des Nachbarstaats, die die Grenzabfertigung wäh- 
rend der Fahrt durchzuführen haben, unentgeltlich zu befördern 
und ihnen die erforderlichen Zugabteile oder Schiffskabinen un- 
entgeltlich zur Verfügung zu stellen. 

Artikel 24 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Abkommens sollen durch die zuständigen Behörden 
der Vertragsparteien gelöst werden. Der diplomatische Weg ist 
nicht ausgeschlossen. 

Artikel 25 

Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien können im 
Rahmen dieses Abkommens die zu seiner Durchführung erforder- 
lichen Maßnahmen unmittelbar abstimmen. 

Artikel 26 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Es kann jederzeit auf diplomatischem Weg durch Note gekündigt 
werden. In diesem Fall tritt es sechs Monate nach seiner Kündi- 
gung außer Kraft. 


Geschehen zu Warschau am 29. Juli 1992 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


3. Koleje i przedsi^biorstwa zeglugowe zapewni^ bezptatnie 
przejazdy, przedzialy w pocis^gach oraz kabiny na statkach po- 
trzebne funkcjonariuszom Partstwa s^siedniego dokonuj^cym 
odprawy granicznej podczas jazdy. 


Artykul 24 

Röznice zdan w wykladni lub stosowaniu niniejszej Umowy 
powinny byö usuwane przez wlaäciwe organy Umawiaj^cych s\q 
Stron. Nie wyt^cza to drogi dyplomatycznej. 


Artykul 25 

Wlasciwe organy Umawiaj^cych si$ Stron mog^ w ramach 
niniejszej Umowy uzgadniaö bezpoärednio ze sob^ przedsiqwziq- 
cia potrzebne do jej realizacji. 

Artykul 26 

1 . Umowa niniejsza podlega ratyfikacji. Wymiana dokumentöw 
ratyfikacyjnych nast^pi mozliwie jak najszybciej w Bonn. 

2. Umowa niniejsza wejdzie w zycie po uplywie miesi^ca od 
dnia, w ktörym Umawiaj^ce s\q Strony dokonaly wymiany doku- 
mentöw ratyfikacyjnych. 

3. Umowa niniejsza zawarta jest na czas nieokreälony. Moze 
byö ona w kazdym czasie wypowiedziana w drodze dyplomatycz- 
nej poprzez notyfikacj§. W takim przypadku traci moc po uplywie 
szesciu miesi^cy od dnia wypowiedzenia. 


Umowe t niniejsza sporz^dzono w Warzawie dnia 29 lipca 1 992 
roku w dwöch egzemparzach, kazdy w j^zykach niemieckim i 
polskim, przy czym obydwa teksty posiadaj^ jednakow^ moc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
W imieniu Republiki Federalnej Niemiec 
Kinkel 

Für die Republik Polen 
W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 
Krzysztof Skubiszewski 
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Anlage 


Zatacznik 


Regelungen, 

die für die Vertragsparteien 

bei der Übermittlung von personenbezogenen Daten gelten 

1. Die Nutzung der Daten durch den Empfänger ist nur zu dem 
angegebenen Zweck und zu den durch die übermittelnde 
Vertragspartei vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

2. Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Vertragspartei 
auf deren Ersuchen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Personenbezogene Daten dürfen ausschließlich an die zu- 
ständigen Grenzdienststellen sowie an Strafverfolgungsbe- 
hörden übermittelt werden. Die weitere Übermittlung darf nur 
mit vorheriger Zustimmung der übermittelnden Stelle erfol- 
gen. 

4. Die übermittelnde Vertragspartei ist verpflichtet, auf die Rich- 
tigkeit der zu übermittelnden Daten sowie auf ihre Erforderlich- 
keit und Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Über- 
mittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweiligen nationalen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige Daten oder Daten, 
die nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung der Daten vor- 
zunehmen, 

5. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Auskünfte werden 
jedoch nicht erteilt, soweit eine Abwägung ergibt, daß das 
öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu erteilen, das Inter- 
esse des Betroffenen überwiegt. Im übrigen richtet sich das 
Recht des Betroffenen, über die zu seiner Person vorhande- 
nen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem Recht der Ver- 
tragspartei, in deren Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt 
wird. 

6. Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach diesem Abkommen durch eine 
rechtswidrige Handlung geschädigt, haftet ihm hierfür die 
empfangende Vertragspartei nach Maßgabe ihres innerstaat- 
lichen Rechts. Sie kann sich im Verhältnis zum Geschädigten 
zu ihrer Entlastung nicht darauf berufen, daß der Schaden 
durch die übermittelnde Vertragspartei verursacht worden 
ist. 

7. Die übermittelnde Vertragspartei weist bei der Übermittlung 
auf die nach ihrem Recht geltenden Löschungsfristen hin. 

8. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die Übermittlung und 
den Empfang von personenbezogenen Daten aktenkundig zu 
machen. 

9. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die übermittelten per- 
sonenbezogenen Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, 
gegen Änderungen ohne Zustimmung der übermittelnden Par- 
tei und gegen unbefugte Weitergabe zu schützen. 


Unormowania 

obowakpujsice Umawiaj^ce s»$ Strony 
przy przekazywaniu danych identyfikacyjno-osobowych 

1. Odbiorca moze wykorzystywac dane tykio do wskazanego 
celu i na warunkach okreäionych przez Umawiaj^c^ s\q Stronq 
przekazuj^c^ dane. 

2. Odbiorca informuje Umawiaj^c^ sig Strony przekazuj^ 
dane na jej wniosek o wykorzystaniu przekazanych danych i 
osi^gniqtych dziqki temu wynikach. 

3. Dane identyfikacyjno-osobowe mog^ byö przekazywane 
wyl^cznie wtasciwym granicznym placöwkom sfuzbowym, jak 
röwniez organom äcigania. Dalsze przekazywanie danych 
moze nasteyDiö tyiko za zgoda urzqdu, ktöry dane przekazal. 

4. Umawiaj^ca s\q Strona przekazuj^ca dane zobowi^zana jest 
zwracac uwag§ na ich prawidlowosc, przekazywac je w nie- 
zbqdnym zakresie oraz proporcjonalnym stosunku do celu, dla 
jakiego s^ one przekazywane. Naiezy przy tym uwzglqdnic 
zakaz przekazywania danych zgodnie z obowispuj^ym pra- 
wem narodowym. Jeäli okaze siq, ze przekazano niepradwi- 
dlowe dane identyfikacyjno-osobowe lub dane, ktörych nie 
wolno bylo przekazaö, naiezy o tym niezwtocznie poinformo- 
wawö odbiorc^. Jest on zobowi^zany do skorygowania lub 
zniszczenia danych. 

5. Osobie zainteresowanej, na jej wniosek, naiezy udzieliö infor- 
macji odnosnie danych jej dotycz^cych, jak röwniez o 
zamierzonym celu ich uzycia. Informacji takiej nie udziela siq 
jednak, jezeli okaze si q, ze interes publiczny przemawiaj^cy 
za jej nieudzieleniem przewaza nad interesem osoby zaintere- 
sowanej, Poza tym osoba zainteresowana ma prawo uzyskac 
posiadane dane jej dotycz^ce zgodnie z prawem tej Umawia- 
j^cej siq Strony, na ktörej terytorium ztozono wniosek o udzie- 
lenie informacji. 

6. Jezeli ktoä poniösl szkodq na skutek niezgodnego z prawem 
dzialania dokonanego w ramach wymiany danych dokonanej 
na podstawie niniejszej Umowy, odpowiedziainoäö ponosi 
strona, ktöra dane otrzymala, zgodnie ze swoim prawem 
wewnqtrznym. Strona ta nie moze w celu odci^zenia siebie 
powotywaö si§ wobec osoby poszkodowanej na to, ze szkoda 
spowodowana zostazla przez strony przekazuj^ dane. 

7. Umawiaj^ca s\e e Strona przekazuj^ca dane wskazuje przy 
przekazywaniu danych na termin wymazania danych zgodnie 
z jej prawem. 

8. Umawiaje^ce si§ Strony zobowie^zane sa^ do odnotowywania w 
aktach faktu przekazania i otrzymania danych identyfikacyjno- 
osobowych. 

9. Umawiajc^ce si§ Strony s^ zobowi^zane skutecznie chroniö 
przekazane dane identyfikacyjno-osobowe przed dostqpem 
do nich osöb nieuprawnionych, zmianami bez upowaznienia 
Strony przekazuja^cej i udostqpnianiem osobom niepowo- 
lanym. 
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Denkschrift zu dem Abkommen 
I. Allgemeines 

Das am 29. Juli 1 992 in Warschau Unterzeichnete Abkom- 
men soll den Übergang über die deutsch-polnische Gren- 
ze erleichtern und beschleunigen. Zu diesem Zweck sieht 
es vor, daß Grenzdienststellen der einen Vertragspartei 
oder deren Bedienstete die Grenzabfertigung auf dem 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei vornehmen 
können mit dem Ziel, die Grenzabfertigung zusammenzu- 
legen. 

Gleichartige Abkommen wurden mit Österreich (BGBl. 
1957 II S. 581, 1979 II S. 110), Belgien (BGBl. 1958 II 
S. 190), Frankreich (BGBl. 1960 II S. 1533), den Nieder- 
landen (BGBl. 1960 II S. 2181), der Schweiz (BGBl. 1962 II 
S. 877, 1991 II S. 291), Luxemburg (BGBl. 1963 II S. 141) 
und Dänemark (BGBl. 1967 II S. 1521) abgeschlossen. 

Das Abkommen ist ein Rahmenvertrag. In dem Abkom- 
men werden die zuständigen Behörden der Vertragspartei- 
en ermächtigt, durch Vereinbarungen die Zonen zu be- 
stimmen, in denen die Bediensteten der einen Vertrags- 
partei die Grenzabfertigung auf dem Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei vorzunehmen berechtigt sind. Sie 
können die Strecken für die Grenzabfertigung während der 
Fahrt in Zügen und auf Schiffen bestimmen sowie die 
Errichtung vorgeschobener Grenzdienststellen der einen 
Vertragspartei auf dem Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei vereinbaren. 


II. Besonderes 

Zu den Artikeln 1 bis 8 

Diese Artikel beinhalten im wesentlichen allgemeine Be- 
stimmungen über die Grenzabfertigung, so die Definition 
der verwendeten Begriffe (Artikel 1), die Zusammenlegung 
der Grenzabfertigung auf dem Hoheitsgebiet einer Ver- 
tragspartei (Artikel 2), die hierbei anzuwendenden Vor- 
schriften (Artikel 3 Abs. 1), die Befugnisse der Grenzbe- 
diensteten (Artikel 3 Abs. 2 und Artikel 5), die Reihenfolge 
bei der Abfertigung (Artikel 4) und die gegenseitige Unter- 
stützung der Grenzdienststellen der Vertragsparteien so- 
wie die Übermittlung der für die Durchführung der Grenz- 
abfertigung erforderlichen personenbezogenen Daten (Ar- 
tikel 8 in Verbindung mit der Anlage zu dem Abkommen). 

Die Grenzabfertigung im Sinne dieses Abkommens um- 
faßt alle Maßnahmen, die in den Vorschriften der Vertrags- 
parteien für den Grenzübertritt von Personen und die Ein-, 
Aus- und Durchfuhr von Waren vorgesehen sind. Darunter 
fallen insbesondere die Zoll- und Außenwirtschaftsabfer- 
tigung, die Paßnachschau sowie die Überwachung der 
Ein-, Aus- und Durchfuhrverbote oder -beschränkungen 
zum Schutz von Menschen, Tieren und Pflanzen. 

Die Zusammenlegung der Grenzabfertigung setzt voraus, 
daß die Grenzabfertigungsorgane des einen Staates 
(Nachbarstaat) auf dem Hoheitsgebiet des anderen Staa- 
tes (Gebietsstaat) tätig werden können. Aufgrund des Ab- 
kommens dürfen deshalb die Bediensteten des Nachbar- 
staates alle Vorschriften ihres Staates über die Grenzab- 
fertigung und die sich aus diesen ergebenden Befugnisse 


im Gebietsstaat anwenden (Artikel 3 Abs. 2). Zu diesen 
Befugnissen gehört auch das Recht der Festnahme, Inge- 
wahrsamnahme und Zurückweisung (Artikel 5 Abs. 1). Die 
Vertragsparteien haben sich während der Verhandlungen 
zu dem Abkommen über die Eingriffsbefugnisse ihrer Be- 
diensteten und über den dagegen gewährten Rechts- 
schutz unterrichtet. Dieser Ausdehnung des hoheitlichen 
Bereichs des Nachbarstaates entspricht jeweils die Ver- 
pflichtung des Gebietsstaates, die danach zulässigen Ein- 
wirkungen des Nachbarstaates zu dulden. Die Anwendung 
des Rechts des Nachbarstaates beschränkt sich auf das 
zur Wahrnehmung der Grenzabfertigungsfunktion erfor- 
derliche Maß. Im übrigen gilt das Recht des Gebietsstaa- 
tes (Artikel 3 Abs. 1). 

Um zu vermeiden, daß sich die dienstlichen Verrichtungen 
der beiderseitigen Grenzabfertigungsorgane überschnei- 
den, ist die Reihenfolge ihrer Amtshandlungen festgelegt 
(Artikel 4). In Übereinstimmung mit dem Grundgedanken 
des Abkommens ist schließlich bestimmt, daß die zustän- 
digen Grenzdienststellen der Vertragsparteien nach Maß- 
gabe des Abkommens Zusammenarbeiten und sich ge- 
genseitig unterstützen. Dabei übermitteln sie einander 
auch personenbezogene Daten, soweit diese für die 
Durchführung der Grenzabfertigung erforderlich sind (Arti- 
kel 8). In einer Anlage, die Bestandteil des Abkommens ist, 
wurden ins einzelne gehende Regelungen zum Schutz der 
zu übermittelnden Daten entsprechend den Grundsätzen 
des Übereinkommens des Europarates für den Schutz des 
Menschen bei der automatischen Verarbeitung personen- 
bezogener Daten vom 28. Januar 1981 aufgenommen. 
Polen ist seit dem 26. November 1991 Mitglied des Euro- 
parates, hat allerdings das erwähnte Übereinkommen 
noch nicht gezeichnet. 

Zu den Artikeln 9 bis 15 

Diese Bestimmungen regeln die Rechtsstellung der Be- 
diensteten des Nachbarstaates. Den Bediensteten werden 
besondere Erleichterungen für den Grenzübertritt und den 
Aufenthalt im Gebietsstaat (Artikel 9 und 15) sowie für die 
Mitnahme der zum dienstlichen und persönlichen Ge- 
brauch bestimmten Waren gewährt (Artikel 14). Sie dürfen 
bei Ausübung ihres Dienstes im Gebietsstaat Dienstklei- 
dung und Dienstwaffen tragen sowie Diensthunde mitfüh- 
ren (Artikel 10). Um den Bediensteten des Nachbarstaates 
im Gebietsstaat eine ungestörte Dienstausübung zu er- 
möglichen, ist sichergestellt, daß sie dort den gleichen 
strafrechtlichen Schutz wie die eigenen Bediensteten die- 
ses Staates genießen (Artikel 11). Auch für Schadenser- 
satzansprüche des Bediensteten in Zusammenhang mit 
seinem Dienst sowie für Amtshaftungsansprüche gilt das 
Recht des Staates, dem der Bedienstete angehört (Arti- 
kel 13). 

Zu den Artikeln 16 bis21 

In diesen Artikeln ist die Rechtsstellung der vorgeschobe- 
nen Grenzdienststellen des Nachbarstaates geregelt. Um 
eine reibungslose Grenzabfertigung zu gewährleisten, ist 
vorgesehen, daß die zusammengelegten Grenzdienststel- 
len ihre Abfertigungsbefugnisse und Öffnungszeiten über- 
einstimmend festsetzen (Artikel 16). Die Grenzdienststel- 
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len des Nachbarstaates sind berechtigt, ihre Diensträume 
durch Amtsschilder und Hoheitszeichen kenntlich zu 
machen (Artikel 17). Innerhalb der ihnen zum Alleinge- 
brauch überlassenen Räume üben sie das Hausrecht aus 
(Artikel 18). Die für ihren Dienstgebrauch bestimmten 
Waren sind von allen Ein- und Ausfuhrabgaben des 
Gebietsstaates befreit; Ein- und Ausfuhrverbote sowie 
-beschränkungen finden auf diese Gegenstände keine 
Anwendung (Artikel 19). Besondere Erleichterungen wer- 
den den Grenzdienststellen des Nachbarstaates bei der 
Beförderung von Dienstpost in das eigene Staatsgebiet 
(Artikel 20) und für die Nachrichtenübermittlung (Artikel 21) 
eingeräumt. 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt die Rechtsstellung der Grenzspedi- 
teure/Zollagenturen des Nachbarstaates. Er soll sicher- 
stellen, daß die Grenzspediteure/Zollagenturen des Nach- 
barstaates bei dessen vorgeschobenen Grenzdienststel- 
len ihre Tätigkeiten in gleicher Weise wie im Nachbarstaat 


und nach seinen Rechtsvorschriften ausüben können, 
ohne daß sie und ihr Personal dafür einer zusätzlichen 
Gewerbe- und Arbeitserlaubnis des Gebietsstaates be- 
dürfen. 

Zu Artikel 23 

In diesem Artikel ist die gegenseitige Bereitstellung von 
Diensträumen und Anlagen einschließlich der damit ver- 
bundenen anteiligen Baukosten oder Miete für die Grenz- 
dienststellen sowie von Zugabteilen oder Schiffskabinen 
für die Bediensteten geregelt, die die Grenzabfertigung in 
Verkehrsmitteln während der Fahrt durchführen. 

Zu den Artikeln24 bis26 

Diese Artikel enthalten die Schlußbestimmungen über die 
Beilegung von Meinungsverschiedenheiten wegen der 
Auslegung des Abkommens (Artikel 24) und die üblichen 
Vorschriften über Ratifikation, Inkrafttreten, Kündigung 
und Außerkrafttreten des Abkommens. 
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